
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 27.05.2025 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen: 001/610-12/8. Änd FNP 2030 

Vorlage: 001/2025/0077 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Planung und Bauwesen Ver-
bandsgemeinde Rhein-Selz 

17.06.2025 1 Öff.    

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

26.06.2025 4.1 Öff.    

 
    

 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 8. Änderung des Flächennutzungs-
plans 2030 in der Stadt Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) 
A) Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung und Billigung des 
Entwurfs zur Flächennutzungsplanänderung (Stand: 5. Juni 2025) 
B) Freigabe zur Durchführung der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planung, Bauwesen und Verkehr empfiehlt und der Verbandsgemeinderat 
beschließt: 
 

A) Die Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung gemäß Anlage 1 
(Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren) und gibt den überarbeiteten Ent-
wurf zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der Verbandsgemeinde 
Rhein-Selz für den Bereich des Rhein-Selz-Parks in der Stadt Nierstein (Anlage 2 
und 3) zur Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung frei. 

 
B) Die Verwaltung wird beauftragt die Beteiligung der Behörden und der sonstigen Trä-

ger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Öffentlichkeit gem. § 3 
Abs. 2 BauGB zum Planentwurf durchzuführen. 

 
 
Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Starck)  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
Sachbearbeiterin  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde hatte in seiner Sitzung am 06. Juni 2024 den Beschluss zur Aufstel-
lung der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 gefasst. Damit soll die Folgenutzung 
des ehemaligen amerikanische Militärstandorts ‚Anderson Barracks & 
Housing Dexheim‘ planerisch vorbereitet werden.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. 
§ 4 Abs. 1 zum Vorentwurf fand in der Zeit vom 14.10.2024 bis zum 18.11.2024 statt. Die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 fand in der Zeit vom 21.10.2024 bis einschließlich 
22.11.2024 statt.  
 
Nach Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung und 
nach zahlreichen Abstimmungen mit der Trägern öffentlicher Belange wurde der Planentwurf 
überarbeitet und die Darstellungen angepasst. An dem Konzept einer inneren zentralen 
Grünfläche und Eingrünung des Plangebiets entlang der Geltungsbereichsgrenze wird weiter 
festgehalten. Der Verlauf der Durchgrünung musste lediglich etwas angepasst werden. Die 
gewerblichen Bauflächen sind gegenüber dem Vorentwurf ca. 2 ha größer, zu Lasten der 
Sonderbaufläche Rechenzentrum. 
 

Zur Behandlung der einzelnen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung wird auf die 

beigefügte Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren (Anlage 1) verwiesen. 

Der überarbeitete Planentwurf soll hiermit für die Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung frei-

gegeben werden.   

 

Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind die Entwürfe der Bauleitplanung mit Begründung und den 

wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines 

Monats, mindestens jedoch für die Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen 

Grundes für die Dauer einer angemessenen längeren Frist im Internet zu veröffentlichen.  

Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die Planunterlagen öffentlich ausgelegt. 

Einzelheiten, insbesondere zur Dauer der Veröffentlichungs- und Stellungnahmefrist werden 

gemäß der Hauptsatzung rechtzeitig öffentlich bekannt gemacht.  

Die Bürgerinnen und Bürger sowie Träger öffentlicher Belange haben dann die Möglichkeit, 

zu dem Planentwurf (Anlage 2 und 3) Stellung zu nehmen. Die Verwaltung wird mit diesem 

Beschluss mit der entsprechenden Durchführung der Träger- und Öffentlichkeitsbeteiligung 

beauftragt. Soweit erforderlich kann die Verwaltung die Vorbereitung und die Durchführung 

der Beteiligungsschritte auf der Grundlage von § 4b BauGB an das mit der Flächennutzungs-

planung beauftragte Büro übertragen. 

 

Der Verbandsgemeinde entstehen keine Kosten, da der Projektträger für die Planungskosten 

gemäß einer Kostenübernahmevereinbarung aufkommt. 

 

Anlage 1:  Auswertung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren 
 
Anlage 2: FNP Entwurf Planzeichnung (Stand: Juni 2025) 
 
Anlage 3 :  FNP Entwurf Begründung inkl. Umweltbericht (Stand: Juni 2025) 
 
  
 
 


